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Liebe FreundInnen! 

 

Am Montag sind wir im Nationalrat zu einer weiteren Sondersitzung zusammenge-

kommen. Thema waren die Panama-Papiere. Dazu findet Ihr in diesem Infoletter 

auch die sieben SPÖ-Forderungen gegen Steuerbetrug und für Steuergerechtigkeit. 

 

 

Außerdem bitte nicht vergessen! 

 

Am Sonntag Rudolf Hundstorfer wählen gehen! 

 Schwierige Zeiten brauchen Zusammenhalt, Erfahrung und Respekt. 

 Die Spitze des Staates braucht ein soziales Gewissen. 

 Die Demokratie ist unser höchstes Gut. 

Deshalb brauchen wir deine Stimme – beim Überzeugen, beim Diskutieren, beim 

Argumentieren. Und am Sonntag in der Wahlzelle. Rudi Hundstorfer ist einer von 

uns und wird immer für uns kämpfen! Kämpfen wir jetzt für ihn! 

Selbstverständlich gilt auch dieses Mal: um Weiterleitung an alle Interessierten wird 

gebeten!! 

Christine 
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Plenum, 18.04.2016  

Panama Papers und Maßnahmen gegen Steuerbetrug 
und Geldwäsche! 

 

Wir müssen Steuerhinterziehung verhindern! 

Die "Panama Papers" haben einmal mehr eine Vielzahl an Problemen deut-

lich gemacht: Briefkastenfirmen, intransparente Stiftungen, anonyme Ge-

sellschaften, lächerlich niedrige Steuern. 

Die SPÖ fordert härtere Maßnahmen im Kampf gegen Geldwäsche und 

steuermindernde Modelle – auf internationaler und europäischer Ebene, 

aber auch national. SPÖ-Klubobmann Andreas Schieder machte in der 

Nationalratssitzung am Montag klar: "Das sind keine Kavaliersdelikte. 

Der Kampf gegen Steuerhinterziehung und Steuervermeidung ist ein 

Kampf für mehr Gerechtigkeit!" 

Der Großteil der Bevölkerung liefere seine Steuern ordnungsgemäß ab. "Es 

kann nicht hingenommen werden, wenn einige Superreiche und Groß-

unternehmen glauben, sich alles richten zu können. Dieses unfaire 

Verhalten dürfen wir nicht hinnehmen!" Denn diese gehen auf Kosten 

von Staaten und Bevölkerungen, die das Geld dringend benötigen, um Inf-

rastruktur, Gesundheitswesen und Investitionen in den Arbeitsmarkt zu fi-

nanzieren. 

 

Rede des Klubobmanns 

http://newsletter.headroom.at/lt.php?c=9228&m=11634&nl=318&s=d15a5b00f76fb2f2bd19f3613772b075&lid=56274&l=-https--www.youtube.com/watch--Q-v--E-Gs3dnF7OW4k
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Durch Steuerflucht und Steuerbetrug verlieren die EU-Staaten jährlich 

1.000 Milliarden Euro. Ohne Steuerflucht hätten die Staaten keine Defizite, 

sondern mehr Geld für Soziales, Gesundheit und Bildung. 

Daher fordern wir ein Bündel von Maßnahmen, um diese Praktiken zu un-

terbinden. 

 

Bild bitte liken und teilen: auf Twitter, auf Facebook 

7 Punkte gegen Steuerbetrug und für Steuergerechtigkeit 

1. Steuersümpfe trockenlegen: Kapitalverkehrskontrollen bei Überwei-

sungen in und aus Steueroasen und europaweit koordinierte Sanktionen 

gegen Steueroasen. 

2. Volle Transparenz: Es braucht ein internationales – oder zumindest EU-

weites – Verbot von Briefkastenfirmen und Stiftungen, deren Berechtigte 

anonym bleiben. Auf nationaler Ebene wollen wir ein Transparenzregister 

und ein EU-weites Verbot von Geschäftsbeziehungen zu Off-Shore-

Destinationen. 

3. Verpflichtende Offenlegung: Wir wollen eine Offenlegung aller Gewinne 

und entrichteten Steuern von grenzüberschreitend tätigen Unternehmen. 

4. Gewinnverlagerung ("Profit Shifting") stoppen und sanktionieren: 

Wir fordern Sanktionen gegen Unternehmen, die aggressive Steuerplanung 

praktizieren sowie Firmen, die sie dabei beraten oder unterstützen. 

 

http://newsletter.headroom.at/lt.php?c=9228&m=11634&nl=318&s=d15a5b00f76fb2f2bd19f3613772b075&lid=56276&l=-https--twitter.com/spoeklub/status/720252466231697408
http://newsletter.headroom.at/lt.php?c=9228&m=11634&nl=318&s=d15a5b00f76fb2f2bd19f3613772b075&lid=56280&l=-https--www.facebook.com/spoeparlamentsklub/photos/a.255636361266523.1073741828.255318067965019/566448690185287/--Q-type--E-3--A-theater
http://newsletter.headroom.at/lt.php?c=9228&m=11634&nl=318&s=d15a5b00f76fb2f2bd19f3613772b075&lid=56275&l=-https--klub.spoe.at/sites/default/files/images/grafik_steuerflucht.png
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5. Steuerdumping in Europa verhindern: Wir brauchen eine harmonisier-

te Unternehmensbesteuerung in der EU, ein länderübergreifendes öffentli-

ches Unternehmensregister und Informationsaustausch über den Dividen-

denverkehr innerhalb der EU 

6. Härtere Strafen bei Betrug: Die Arbeit der österreichischen Geldwä-

schestelle soll evaluiert werden. Darüber hinaus soll der Tatbestand vor-

sätzliche Abgabenhinterziehung in den Vortatenkatalog aufgenommen und 

die Verjährungsfrist auf 10 Jahre erhöht werden. 

7. Berater in die Pflicht nehmen: Wir müssen sicherstellen, dass österrei-

chische Banken im Ausland dieselben strengen Sorgfaltspflichten einhalten, 

wie in Österreich. Auch Haftungsregelungen für Banker und Anwälte, die in 

Steuervermeidungsfragen beraten, sollen angedacht werden. 

 

Bild bitte liken und teilen: auf Twitter, auf Facebook 

 

 

 

 

 

http://newsletter.headroom.at/lt.php?c=9228&m=11634&nl=318&s=d15a5b00f76fb2f2bd19f3613772b075&lid=56281&l=-https--twitter.com/spoeklub/status/717965650224947200
http://newsletter.headroom.at/lt.php?c=9228&m=11634&nl=318&s=d15a5b00f76fb2f2bd19f3613772b075&lid=56282&l=-https--www.facebook.com/spoeparlamentsklub/photos/pb.255318067965019.-2207520000.1460973048./563613830468773/--Q-type--E-3--A-theater
http://newsletter.headroom.at/lt.php?c=9228&m=11634&nl=318&s=d15a5b00f76fb2f2bd19f3613772b075&lid=56278&l=-https--klub.spoe.at/sites/default/files/images/panama-steueroasen.png
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Die FPÖ ist die Partei der Steuervermeider! 

 

"Bemerkenswert" ist für Andreas Schieder, wie die FPÖ der Steuerver-

meidung und dem Steuerbetrug "die Mauer macht."  

"Bisher gab es eine Partei, die bei allen Verbesserungen im Kampf ge-

gen Steuerbetrug und Steuervermeidung nicht mitgestimmt hat – die 

FPÖ!" Im Nationalrat hat die FPÖ 2015 gegen die Konteneinschau, 2014 

gegen die Aufhebung des Verwertungsverbots und gegen die Ein-

schränkung der Abzugsfähigkeit von Zinsen und Lizenzgebühren gestimmt. 

Das Verwertungsverbot sah ursprünglich vor, dass Informationen über 

Steuerhinterziehung bei Ermittlungen wegen anderer Vergehen wie Geld-

wäsche, nicht verwertet werden durften. 

Ähnlich das Bild auf EU-Ebene: "Als einzige Fraktion hat die Fraktion der 

FPÖ gegen die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zu den 

Panama Papers gestimmt", kritisierte Schieder. 

Die FPÖ stimmte außerdem dem Abschluss-Bericht des "LuxLeaks"-

Sonderausschusses ("TAXE1-Ausschuss") nicht zu. Darin sind Maßnahmen 

zur Steuervermeidung von multinationalen Konzernen wie Apple und 

Google enthalten. 

Anträgen, die eine Beendigung des Steuerwettbewerbs, die Schaffung 

eines zentralen öffentlichen Registers aller gesetzlichen Körperschaftssteu-

erbefreiungen, Schutz von "Whistle Blowern" als auch eine EU-weit gülti-

ge Definition von schädlichen Steuerpraktiken forderten, gab die FPÖ 

ebenfalls keine Zustimmung. 
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Bild bitte liken und teilen: auf Twitter, auf Facebook 

 

 

Pressemeldungen und Veranstaltungen 

 

 

Muttonen zu CETA: Vorläufige Anwendung ohne Zustimmung des Parlaments ist in-
akzeptabel (13.04.2016) 
 

 
 
 
Heftige Debatte zu Freihandelsabkommen CETA im EU-Unterausschuss 

Am vergangenen Mittwoch hatten 

wir eine sehr lebhafte Diskussion 

im EU-Unterausschuss zum EU-

Freihandelsabkommen mit Kanada 

(CETA). Gleich zu Anfang habe ich 

als Ausschussvorsitzende die Sit-

zung erst einmal unterbrechen 

müssen. Der Sicherheitsdienst des 

Parlaments wollte zunächst nicht 

http://newsletter.headroom.at/lt.php?c=9228&m=11634&nl=318&s=d15a5b00f76fb2f2bd19f3613772b075&lid=56284&l=-https--twitter.com/spoeklub/status/722055042128297988
http://newsletter.headroom.at/lt.php?c=9228&m=11634&nl=318&s=d15a5b00f76fb2f2bd19f3613772b075&lid=56285&l=-https--www.facebook.com/spoeparlamentsklub/photos/a.255636361266523.1073741828.255318067965019/568416906655132/--Q-type--E-3--A-theater%20
http://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20160413_OTS0225/muttonen-zu-ceta-vorlaeufige-anwendung-ohne-zustimmung-des-parlaments-ist-inakzeptabel
http://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20160413_OTS0225/muttonen-zu-ceta-vorlaeufige-anwendung-ohne-zustimmung-des-parlaments-ist-inakzeptabel
http://newsletter.headroom.at/lt.php?c=9228&m=11634&nl=318&s=d15a5b00f76fb2f2bd19f3613772b075&lid=56279&l=-https--klub.spoe.at/sites/default/files/images/panama-steueroasen_2.png
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alle VertreterInnen der Zivilgesellschaft ins Ausschusslokal einlassen, obgleich die 

EU-Ausschüsse immer öffentlich tagen. Nachdem dann alle anwesend war, fand ei-

ne intensive Debatte über die von der EU geplante vorläufige Anwendung des stritti-

gen Abkommens statt. Die Volkspartei steht dem Abkommen positiv gegenüber. 

Wirtschaftsminister Mitterlehner hat auch keine Bedenken, das Abkommen schon 

einmal anzuwenden, bevor die nationalen Parlamente darüber abgestimmt haben. 

Wir SozialdemokratInnen sehen das Abkommen ungleich kritischer. Aus unserer 

Sicht hat  sich mit Blick auf die Schiedsgerichte noch nicht ausreichend etwas im 

Vertragswerk geändert. Auch die vorläufige Anwendung haben wir gegenüber dem 

Wirtschaftsminister kritisiert, weil hier ein unumkehrbarer Prozess begonnen wird, 

ohne dass die nationalen Parlamente zuvor die Möglichkeit hatten, über das Ab-

kommen abzustimmen.  

 

Im Anschluss habe ich noch gemeinsam mit meinen sozialdemokratischen KollegIn-

nen Josef Cap und Elisabeth Grossmann einen Brief des Bündnis TTIP STOPPEN 

entgegengenommen, in dem eine Enquete zu CETA eingefordert wird (Foto).  

 

 

 

Gespräch mit dem türkischen EU-Minister Volkan Bozkir 

Ebenfalls am Mittwoch habe ich eine Aussprache mit dem türkischen Minister Bozkir 

geleitet. Einen breiten Raum nahm natürlich die Zusammenarbeit in der aktuellen 

Flüchtlingskrise ein.  

 

Minister Bozkir bekannte sich ausdrücklich zu dem Abkommen mit der EU. Berichte, 

wie die von Amnesty International, die Türkei würde Flüchtlinge zurück nach Syrien 

schicken, wies er strickt zurück. Der Minister erklärte, die Türkei habe bisher 200 Mi-

o. US-Dollar für die Versorgung der Flüchtlinge erhalten. Er schlug vor, diese eher 

direkt an internationale Hilfsorganisationen für Soforthilfe-Projekte zu geben, als 

über die offiziellen EU-Türkei-Kanäle. 
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OSZE- Seminar zu Grenzkonflikten: Armenier und Aserbaidschaner an einem 

Tisch 

Am 16. und 17. April war 

ich in dem kleinen Ort 

Leinsweiler in der 

deutsch-französischen 

Grenzregion, um für die 

Parlamentarische Ver-

sammlung ein Seminar 

über Grenzkonflikte mit-

zuleiten. Insgesamt nah-

men Abgeordnete aus 15 OSZE-Ländern teil, aber vor allem richtete sich das Semi-

nar natürlich an die Parlamentarier aus Ländern wie Russland, Armenien, Aserbaid-

schan und Georgien, die von aktuellen Grenzkonflikten betroffen sind. Auch die Uk-

rainer waren eingeladen gewesen, haben aber leider kurzfristig abgesagt. 

 

In dem Seminar lernten die TeilnehmerInnen viel über die historischen Grenzkonflik-

te zwischen Deutschland und Frankreich sowie Österreich und Italien und darüber, 

wie diese Streitigkeiten letztendlich beigelegt und erfolgreiche Versöhnungen in 

Gang gesetzt werden konnten. Ich habe in diesem Zusammenhang auch die Ge-

schichte Kärntens angesprochen. 

 

Für besondere Freude sorgte bei allen Anwesenden das erste direkte Gespräch zwi-

schen den aserbaidschanischen und armenischen Delegierten, zwischen deren 

Landesvertretern wegen des Berg-Karabach-Konflikts normalerweise großes 

Schweigen herrscht (Foto). 
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